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Entscheidungsdatum

10.08.2017
Norm

ABGB §1448
AVG 1950 §8
B-VG Art.133 Abs4
VWGVG §28 Abs1
VWGVG §31 Abs1
1. ABGB § 1448 heute
2. ABGB § 1448 giiltig ab 01.01.1812

—_

. AVG 1950 & 8 gliltig von 01.09.1950 bis 31.01.1991 wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 glltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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-

—_

. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

w

VWGVG § 31 heute

VwWGVG § 31 gultig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VwGVG § 31 gultig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGVG § 31 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
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W129 2114375-1/4E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter DDr. Markus GERHOLD als Einzelrichter Uber die Beschwerde
von Grinsp XXXX, geb. 15.02.1970, gegen den Bescheid des Landespolizeidirektors Oberdsterreich vom 12.06.2015, GZ
P6/47647/2015, betreffend Neufestsetzung des Vorriickungsstichtages beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat
durch den Richter DDr. Markus GERHOLD als Einzelrichter Uber die Beschwerde von Grinsp rémisch 40, geb.
15.02.1970, gegen den Bescheid des Landespolizeidirektors Oberdsterreich vom 12.06.2015, GZ P6/47647/2015,
betreffend Neufestsetzung des Vorruckungsstichtages beschlossen:

A)

Das Verfahren wird aufgrund des Ablebens der Beschwerdefihrerin eingestellt.

B)

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Antrag der Beschwerdefiihrerin vom 08.07.2014 auf "Neufestsetzung des Vorruckungsstichtages" wurde mit
Bescheid der belangten Behorde vom 12.06.2015, GZ P6/47647/2015, zurlickgewiesen.

2. Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdeftihrerin am 13.08.2015 das Rechtsmittel der Beschwerde.

3. Am 08.09.2015 legte die belangte Behorde die gegenstandliche Beschwerde und den Bezug habenden
Verwaltungsakt dem Bundesverwaltungsgericht vor.

4. Ein an die Beschwerdeflhrerin gerichtetes Schriftstick des Bundesverwaltungsgerichtes langte am 09.08.2017

wieder beim Bundesverwaltungsgericht mit dem Vermerk: "Empféangerin verstorben" ein.

Ein Auszug aus dem Zentralen Melderegister vom 10.08.2017 hat ergeben, dass die Beschwerdefihrerin am
04.04.2017 verstorben ist.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Zu A)

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.GemaR Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

GemalR§ 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein
Erkenntnis zu fallen ist. Gemall Paragraph 31, Absatz eins, VwGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen
durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

In welchen Fallen das Verfahren einzustellen ist, regelt das VWGVG nicht. Die Einstellung steht nach allgemeinem
Verstandnis am Ende jener Verfahren, in denen ein Erledigungsanspruch nach Beschwerdeeinbringung verloren geht,
worunter auch der Fall des "Untergangs" des Beschwerdefuhrers zu subsumieren ist (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Das neue
Verwaltungsgerichtsverfahren [2013] § 28 VWGVG, Anm. 5)In welchen Fallen das Verfahren einzustellen ist, regelt das
VwWGVG nicht. Die Einstellung steht nach allgemeinem Verstandnis am Ende jener Verfahren, in denen ein
Erledigungsanspruch nach Beschwerdeeinbringung verloren geht, worunter auch der Fall des "Untergangs" des
Beschwerdefihrers zu subsumieren ist vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013]
Paragraph 28, VwGVG, Anmerkung 5).

Dem vorliegenden Melderegisterauszug vom 10.08.2017 zu Folge ist die Beschwerdefihrerin seit 04.04.2017 an ihrem
letzten Wohnsitz nicht mehr gemeldet und wurde als verstorben registriert.


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/31
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28

Auf Grund des Ablebens der Beschwerdefihrerin war das gegenstandliche Verfahren betreffend die beantragte
"Neufestsetzung des Vorrickungsstichtages" einzustellen.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung, des
Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich im vorliegenden Fall auf eine ohnehin klare Rechtslage stitzen. Diese wird
durch die Erlduterungen (ErlRV 2009 BIgNR XXIV. GP, 7) gestutzt, wonach eine Einstellung des Verfahrens durch
Beschluss zu erfolgen hat.Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht
von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstdndliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen
Rechtsprechung, des Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich im vorliegenden Fall auf eine ohnehin klare
Rechtslage stutzen. Diese wird durch die Erlauterungen (ErlRV 2009 BIgNR romisch 24 . GP, 7) gestltzt, wonach eine
Einstellung des Verfahrens durch Beschluss zu erfolgen hat.
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